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Jetzt gilt es!
Die Mühlen der schweizerischen Demokratie mahlen

langsam. Von der ersten Botschaft des Bundesrates über
die Kranken- und Unfallversicherung im Jahre 1889 dauerte
es volle 22 Jahre, bis endlich ein Bundesgesetz im Jahre
1911 zustande kam, und nahezu 30 Jahre, bis es voll in
Kraft gesetzt werden konnte.

Die Verwirklichung der Alters- und Hinterlassenen-
Versicherung hat noch größere Schwierigkeiten zu über-
winden. Die erste Botschaft des Bundesrates erschien am
21. Juni 1919. Die Verfassungsrevision wurde am 6. De-
zember 1925 von Volk und Ständen gutgeheißen. Aber das

Ausführungsgesetz wurde vom Volk am 6. Dezember 1931

verworfen. Ein neues Bundesgesetz über die Alters- und
Hinterlassenenversicherung kann nicht von heute auf

morgen geschaffen werden. Es bedarf umsichtiger und lang-
wieriger Vorarbeiten, um durch das fast undurchdringliche
Gestrüpp aller möglichen Vorschläge einen technisch und
politisch gangbaren Weg zu bahnen.

Seit letztem Herbst sind die Beratungen über einen
Gegenentwurf der Bundesversammlung zur Fürsorgeinitia-
tive wieder im Gang. Die gleichzeitige Ausarbeitung der
neuen Finanzartikel der Bundesverfassung und die außer-
ordentlichen Aufwendungen für die militärische Landes-
Verteidigung bringen es mit sich, daß die finanziellen Er-
wägungen im Vordergrunde stehen und die sozialpoliti-
sehen Gesichtspunkte Gefahr laufen, zu kurz zu kommen.
Jetzt gilt es daher, dafür zu sorgen, daß das bisherige Pro-
visorium der Altersfürsorge in absehbarer Zeit durch ein
Versicherungsgesetz abgelöst wird.

Es ist ein erfreuliches Zeichen nationalen Selbstbe-
hauptungswillens, wenn unserem Volke für die militärische
Landesverteidigung kein Opfer zu viel ist. Wäre es aber
nicht ebenfalls ein Stück Landesverteidigung, wenn end-
lieh auch bei uns die notleidenden Greise, Witwen und
Waisen statt eines demütigenden Almosens eine beschei-
dene Rente erhalten würden?



— 3 _
Jeder Arbeiter, welcher seinen Arbeitsplatz verliert,

hat heute Anspruch auf eine Rente, welche ihm und seinen
Angehörigen ein Existenzminimum sichert, bis er wieder
eine Stelle findet. Auch dem Landwirt wird von Bundes
wegen durch Stützung des Milch-, Getreide- und Fleisch-
preises ein Mindesteinkommen garantiert. Weder der Ar-
beiter noch der Bauer muß sich erst über seine Bedürf-
tigkeit ausweisen, bevor das Gemeinwesen ihm zu Hilfe
kommt. Das öffentliche Personal befindet sich in einer
noch gesicherteren Stellung. Die Starken und politisch Ein-
flußreichen haben für ihresgleichen weitgehend gesorgt.
Wollen sie den Schwachen — Greisen, Witwen und Waisen
— alle die Demütigungen zumuten, welche sie selber sich
nicht gefallen lassen?

Es scheint unserem Volke selbstverständlich, daß jeder
ledige Arbeitslose ohne Bedürftigkeitsnachweis ohne wei-
teres Fr. 100—120 im Monat bekommt. Daß der bedürftige
Greis an den meisten Orten mit einem Zehntel dieser Un-
terstützung vorliebnehmen muß, daran scheint niemand
Anstoß zu nehmen. Das ungleiche Maß, womit die öffent-
liehe Hand den Arbeitslosen und den Alten austeilt, macht
sich erst bei den alten Arbeitslosen unliebsam bemerkbar:
man scheut weitherum vor der Konsequenz zurück, die
nicht mehr Vermittlungsfähigen kurzerhand der Altersfür-
sorge und damit der wirklichen Not zu überantworten. Der
Bundesrat beabsichtigt denn auch, sie an eine besondere
Altersfürsorge mit erhöhten Ansätzen zu weisen, um das

Stoßende eines brüsken Überganges zu vermeiden und die
Arbeitslosenstatistik und -Unterstützung zu entlasten.

Die Greise, Witwen und Waisen sind durchaus gewillt,
der Finanzlage des Bundes und der Kantone Rechnung zu
tragen. Aber sie dürfen wohl erwarten, daß diese Rück-
sieht nicht bloß von den bedürftigsten Gliedern unserer
Volksgemeinschaft verlangt, sondern auch von den mäch-

tigen Berufsständen der voll Erwerbsfähigen geübt wird.
Sie haben ein Anrecht auf baldige Verwirklichung der
Alters- und Hinterlassenenversicherung. W. A.
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